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Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 06.03.2017 
Tel. Nr. 361-6058 

Dr. Wehlau 

Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr,  
Stadtentwicklung, Energie  

und Landwirtschaft (L/S) 
Vorlage Nr. 19/244 (L/S) 

Deputationsvorlage  
für die Sitzung der Deputation 

für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
 Energie und Landwirtschaft (L/S)  

am 16.03.2017 

Neufassung von Richtlinien zur Förderung von Umweltinnovationen  
in der EFRE-Periode 2014-2020 

A. Sachdarstellung 
Ausgangslage 

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr fördert die Entwicklung von Umweltinnovationen 
im Land Bremen insbesondere durch zwei spezifische  Förderprogramme. Unterstützt wer-
den dort prioritär Projekte, in denen wissenschaftliche Einrichtungen und Unternehmen aus 
dem Land Bremen zusammenarbeiten. Wissenstransfer und die Hebung der Potentiale zur 
Entwicklung umweltentlastender Verfahren oder Produkte stehen im Fokus. Die Programme 
decken dazu zwei Phasen bei der Entwicklung von Umweltinnovationen ab: 

• In Vorhaben des Programms zur Förderung der angewandten Umweltforschung 
(AUF) liegt der Schwerpunkt auf der Forschungsseite; die Antragstellung erfolgt 
durch wissenschaftliche Einrichtungen mit Sitz im Land Bremen. 

• In Projekten des Programms zur Förderung anwendungsnaher Umwelttechniken 
(PFAU) werden anwendungsnahe Entwicklungen unterstützt; die Antragstellung er-
folgt durch Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte im Land Bremen. 

Beide Programme werden aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
(EFRE) sowie aus Landesmitteln finanziert. 

Innovationsförderung im EFRE 2014-2020 

Die beiden Förderprogramme sind Bestandteile des vom Bremer Senat beschlossenen und 
von der Europäischen Kommission genehmigten „Operationellen Programms Bremen 2014-
2020 für den Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung“. Sie fallen unter die Investiti-
onspriorität „Förderung von Investitionen der Unternehmen in Forschung und Innovation, 
Aufbau von Verbindungen und Synergien zwischen Unternehmen, Forschungs- und Entwick-
lungszentren und dem Hochschulsektor“ (Investitionspriorität 1b). Als spezifisches Ziel dieser 
Investitionspriorität formuliert das Operationelle Programm die „Steigerung der Forschungs-, 
Entwicklungs- und Innovationsleistungen in den bremischen Unternehmen“. 
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Zur Erreichung dieses spezifischen Ziels führt das Operationelle Programm aus, dass die im 
Land Bremen bewährten Ansätze zur Förderung der betrieblichen Forschung, Entwicklung 
und Innovation im Vordergrund stehen, die über verschiedene Richtlinien zur einzelbetriebli-
chen bzw. Verbundforschungsförderung umgesetzt werden. Die Förderung ist direkt auf die 
Steigerung der Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in den Unternehmen ausgerichtet 
mit dem Ziel, die bei derartigen Vorhaben überdurchschnittlich hohen technischen und wirt-
schaftlichen Risiken zu reduzieren, die Projektergebnisse in neue und verbesserte Produkte, 
Verfahren und Dienstleistungen umzusetzen und so die Innovations- und Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen nachhaltig zu stärken sowie hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen 
und zu sichern. Im Rahmen von Verbundprojekten von Unternehmen z.B. mit Forschungs-
einrichtungen wird die Innovationsfähigkeit der beteiligten Unternehmen darüber hinaus 
durch die Akquise von externem Wissen und die Verbesserung der Kooperationskompetenz 
erweitert. 

Erfordernis der Aktualisierung der Richtlinien 

Für die Umsetzung der Förderprogramme bedarf es aus den folgenden formalen Gründen 
einer Aktualisierung der Richtlinien:  

- Verankerung der Bestimmungen der „Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung“ (AGVO) und des Unionsrahmens für staatliche Beihilfen zur Förderung von 
Forschung, Entwicklung und Innovation, um die Konformität der Richtlinien mit den 
beihilferechtlichen Vorgaben der Europäischen Kommission zu gewährleisten, 

- Verankerung der Vorgaben der „EFRE-Verordnung (EU) Nr. 1301 / 2013 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013“, um die Förderfähigkeit 
der Projekte aus dem EFRE 2014-2020 zu gewährleisten, 

- Neuaufnahme der Darlehensförderung im PFAU-Programm gemäß der im Operatio-
nellen Programm des Landes Bremen vorgesehenen Nutzung von revolvierenden Fi-
nanzinstrumenten. 

Darüber hinaus werden die beiden bisher getrennten PFAU-Förderrichtlinien für Pilot- und 
Verbundprojekte in einer Richtlinie zusammengeführt und zudem um neue, gem. AGVO 
mögliche Fördertatbestände ergänzt. Dies eröffnet weitere Förderoptionen jenseits von Pilot- 
und Verbundprojekten. Die AUF-Richtlinie sieht zudem eine Erhöhung der maximalen För-
dersumme bei Verbundprojekten vor, um dem spezifischen Förderbedarf in diesem Bereich 
Rechnung zu tragen. 

Im Zuge der Neufassung der Richtlinien erfolgt außerdem eine Angleichung der unterschied-
lichen EFRE-geförderten Innovationsprogramme, um gegenüber den Begünstigten weitest-
gehend einheitliche Förderbedingungen, Verfahren und Standards bei der Beantragung, 
Umsetzung und Abwicklung zu gewährleisten.  

Weitere Verfahrensvereinfachungen werden – in Abstimmung mit der EFRE-Verwaltungs-
behörde – durch die Einführung von Standardeinheitskostensätzen sichergestellt. 

B. Alternativen 
Keine. 

C. Beteiligung 
Der Entwurf der Förderrichtlinie hat dem für das Förderprogramm AUF eingesetzten „Verga-
beausschuss für Angewandte Umweltforschung“ vorgelegen. Der Ausschuss hat den SUBV 
gebeten, den Entwurf der AUF-Richtlinie der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtent-
wicklung, Energie und Landwirtschaft (L) zur Beschlussfassung vorzulegen. Dem Verga-
beausschuss gehören an: Der/die Vorsitzende der Landesrektorenkonferenz, Vertreter/innen 
der jeweils für Umwelt (geschäftsführend), Wirtschaft und Wissenschaft zuständigen Senats-
ressorts sowie Vertreter/innen der für die Umsetzung des Programms beliehenen Gesell-
schaften. 
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Beide Richtlinienentwürfe sind mit der EFRE-Verwaltungsbehörde beim Senator für Wirt-
schaft, Arbeit und Häfen abgestimmt.  

Beide Richtlinienentwürfe wurden vom Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen EU-
beihilferechtlich geprüft. 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen 
Die Neufassung der Richtlinien hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen und gender-
spezifischen Auswirkungen. Sie ist Grundlage für die EFRE- und AGVO-konforme Umset-
zung der Förderprogramme. 

Im Zeitraum der zurückliegenden EFRE-Förderperiode wurden im Förderprogramm AUF 
Gender-Aspekte bereits in der Antragsphase geprüft. Die Antragstellenden hatten die Mög-
lichkeit, bei der Antragstellung eine externe Gender-Beratung zu nutzen. In geeigneten Fäl-
len konnten Gender-Teilprojekte beantragt und durchgeführt werden. Für den Zeitraum der 
aktuellen EFRE-Förderperiode wird angestrebt, dies für das Förderprogramm AUF weiterhin 
und für das Förderprogramm PFAU neu anzubieten. 

E. Beschlussvorschlag 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) 
stimmt der Neufassung der Richtlinie zur Förderung von Projekten der Angewandten Um-
weltforschung (AUF) gemäß der Anlage zu.  

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) 
stimmt der Neufassung der Richtlinie „Programm zur Förderung anwendungsnaher Umwelt-
techniken (PFAU)“ gemäß der Anlage zu.  

Anlagen 
- Richtlinie zur Förderung von Projekten der Angewandten Umweltforschung (AUF) 
- Richtlinie „Programm zur Förderung anwendungsnaher Umwelttechniken (PFAU)“ 



Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
 

Richtlinie zur Förderung von Projekten der  

Angewandten Umweltforschung  

(AUF) 

 

1 Rechtsgrundlagen, Zuwendungszweck 

1.1 Rechtsgrundlagen 
Das Land Bremen gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der Landeshaushaltsordnung 
und der jeweils gültigen Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung Zuwendungen 
zur Förderung von Projekten im Bereich der Angewandten Umweltforschung. Es gelten die 
aktuellen Bestimmungen des EU-Beihilferechts, insbesondere der FuEuI-Unionsrahmen1 
sowie die De-minimis-Verordnung.2 Zuwendungsberechtigt sind bremische Forschungsein-
richtungen sowie in Verbundvorhaben als Kooperationspartner bremische Unternehmen. 
Bei Finanzierung aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gel-
ten die Vorschriften der Europäischen Union zum Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, insbesondere die Verordnung (EU) Nr. 1303/20133 sowie die Delegierte Verordnung 
(EU) Nr. 480/2014.4 
Bei Bewilligungen innerhalb des Landeshaushalts, z.B. an Hochschulen des Landes Bre-
men, handelt es sich um haushaltsinterne Zuweisungen. Die Richtlinie gilt entsprechend. 
Ein Anspruch des/der Antragstellers/in auf Gewährung einer Zuwendung oder Zuweisung5 
besteht nicht, vielmehr entscheidet der „Vergabeausschuss für Angewandte Umweltfor-
schung“6 aufgrund seines pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel. 

                                            
1 Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation, 

Abl.EU Nr. C 198/1 v. 27.6.2014 oder eine Nachfolgeregelung. 
2 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 

Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-
Beihilfen, ABl.EU Nr- L 352/1 v. 24.12.2013 oder eine Nachfolgeregelung. 

3  Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 17.12.2013, ABl. EU Nr. L 
347/320 v. 20.12.2013. 

4  Delegierte Verordnung (EU) Nr. 480/2014 v. 03.03.2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, ABl. 
EU Nr. L 138/5 v. 13.05.2014. 

5 Im Folgenden wird für „Zuwendung oder Zuweisung“ nur der Begriff Zuwendung verwendet. 
6 Dem Vergabeausschuss gehören an der/die Vorsitzende der Landesrektorenkonferenz, Vertreter/innen 

der jeweils für Umwelt (geschäftsführend), Wirtschaft und Wissenschaft zuständigen Senatsressorts, 
sowie Vertreter/innen der für die Umsetzung des Programms beliehenen Gesellschaften. 
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1.2 Zuwendungszweck 
Die Projekte der Angewandten Umweltforschung sollen innovative Forschungs- und Entwick-
lungsansätze fördern, der effektiven Umsetzung von Forschungserkenntnissen in die wirt-
schaftliche Praxis dienen und zur Verbesserung der F&E-Rahmenbedingungen im 
Umweltschutz beitragen. 
Mittel- und langfristig sollen durch die Forschungsförderung neue Impulse für umweltspezifi-
sche Schwerpunkte in Wissenschaft und Wirtschaft im Land Bremen gegeben werden. Ins-
besondere interdisziplinäre Zusammenarbeit und Bündelungen von Kompetenzen in der 
Bremer Forschungslandschaft sollen unterstützt werden. 
Durch vorbereitende, anwendungsorientierte Forschungsvorhaben der Forschungseinrich-
tungen im Land Bremen sollen umweltorientierte Unternehmen in die Lage versetzt werden, 
verstärkt marktfähige und innovative Produkte, Dienstleistungen und Verfahren mit hoher 
Umweltverträglichkeit zu entwickeln und anzubieten. Gleichzeitig wird das Ziel verfolgt, die 
Kooperation/Vernetzung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu fördern. 
Über das Einbringen von Praxisbezügen in die Lehre ist beabsichtigt, den wissenschaftlichen 
Nachwuchs anwendungsorientiert zu qualifizieren und spezifisches Know-how an den 
Standort zu binden. In begründeten Einzelfällen ist eine Förderung von Promotionsvorhaben 
möglich. 

2 Gegenstand der Förderung 
Gefördert werden anwendungsorientierte Vorhaben, die geeignet sind, die unter 1.2 genann-
ten Ziele zu erreichen.  
Anwendungsfernere Vorhaben werden dann berücksichtigt, wenn sie konkrete Anhaltspunk-
te dafür bieten, dass sie mit Hilfe von überregional zu akquirierenden Drittmitteln weiterge-
führt werden können bzw. wenn sie der Vorbereitung eines mittel- bis langfristig angelegten 
umweltrelevanten Themenschwerpunktes dienen. Zur Vermittlung von Forschungsergebnis-
sen können ausgewählte Informationsveranstaltungen unterstützt werden. 
Im Rahmen der Vorbereitung umfangreicherer, außerhalb von AUF drittmittelfinanzierter 
Forschungsvorhaben ist die Förderung vorlaufender Forschungsstudien möglich. 
Der Vergabeausschuss kann Förderschwerpunkte festlegen, auf die die Zuwendungen kon-
zentriert werden. 

3 Zuwendungsvoraussetzungen 
3.1 Zuwendungsberechtigung 
Zuwendungsberechtigt sind Forschungseinrichtungen aller Fachdisziplinen des Landes Bre-
men. Als „Forschungseinrichtung“ gelten Einrichtungen für Forschung und Wissensverbrei-
tung im Sinne des FuEuI-Unionsrahmens.7 

                                            
7 „Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung“ bzw. „Forschungseinrichtungen“ sind Einrichtun-

gen wie Hochschulen oder Forschungsinstitute, Technologietransfer-Einrichtungen, Innovationsmittler, 
forschungsorientierte physische oder virtuelle Kooperationseinrichtungen, unabhängig von ihrer Rechts-
form (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) oder Finanzierungsweise, deren Hauptaufgabe darin be-
steht, unabhängige Grundlagenforschung, industrielle Forschung oder experimentelle Entwicklung zu 
betreiben oder die Ergebnisse solcher Tätigkeiten durch Lehre, Veröffentlichung oder Wissenstransfer 
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Im Rahmen von Verbundvorhaben sind neben Forschungseinrichtungen auch Unternehmen 
als Verbundpartner im Rahmen des gemeinsamen Projektes antragsberechtigt. Die Unter-
nehmen müssen Sitz oder Betriebsstätte im Land Bremen nachweisen. Die Förderung an 
Unternehmen wird als De-Minimis-Beihilfe auf der Grundlage der geltenden De-minimis-
Verordnung gewährt. In Verbundvorhaben stellt jeder Partner einen eigenen Antrag. 

3.2 Projektverantwortung 
Die Verantwortung für die Durchführung eines Projektes hat ein/e Professor/in bzw. ein/e 
festangestellte/r wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in (i. d. R. mit Promotion) einer Forschungs-
einrichtung aus Bremen oder Bremerhaven als sogenannte/r „Projektverantwortliche/r“ zu 
übernehmen. Dies gilt auch in Fällen von 3.3. 

3.3 Verbundvorhaben 
Im Rahmen von Verbundvorhaben können mehrere Zuwendungsberechtigte auf der Grund-
lage eines Kooperationsvertrages ein Forschungsprojekt gemeinsam durchführen. 
Ausdrückliches Ziel der Richtlinie ist die Beteiligung von Unternehmen, die ihren Sitz oder 
eine Betriebsstätte im Land Bremen haben. Mit dem Ziel, die wissenschaftliche Kompetenz 
vor Ort zu stärken, ist es in begründeten Ausnahmefällen möglich, auch Forschungseinrich-
tungen anderer Bundesländer in Kooperationen einzubinden und diese gemeinsam zu för-
dern. 

3.4 Mitteilungspflicht des/r Zuwendungsempfängers/-empfängerin 
Der/die Zuwendungsempfänger/in ist verpflichtet, dem Zuwendungsgeber anzuzeigen, wenn 
er/sie weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen oder privaten 
Stellen beantragt hat oder von ihnen erhält. 

3.5 Veröffentlichungen 
Bei der Publikation von Forschungsergebnissen durch die Zuwendungsempfänger sind diese 
verpflichtet, auf die Förderquelle hinzuweisen, Näheres wird im Förderbescheid geregelt. 

3.6 Bekanntgabe von Projektdaten 
Mit Antragstellung erklären sich die Projektpartner/innen damit einverstanden, dass folgende 
Angaben über das Vorhaben bekannt gegeben werden: 

- Titel und Kurzbeschreibung des Forschungsprojektes, Forschungsschwerpunkt, 
- Name der Forschungseinrichtung, des/r Projektverantwortlichen und der Projekt-

bearbeiter/innen sowie ggf. der Kooperationspartner/innen und beteiligten Unter-
nehmen, 

- Bewilligungszeitraum, Berichtspflichten, 
- Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben und der Zuwendung. 

                                                                                                                                                     
zu verbreiten. Übt eine solche Einrichtung auch wirtschaftliche Tätigkeiten aus, muss sie über deren Fi-
nanzierung, Kosten und Erlöse getrennt Buch führen. Unternehmen, die beispielsweise als Anteilseigner 
oder Mitglied bestimmenden Einfluss auf eine solche Einrichtung ausüben können, darf kein bevorzugter 
Zugang zu den von ihr erzielten Forschungsergebnissen gewährt werden. Die weiteren Bestimmungen 
des Abschnitts 2.1 des FuEuI-Unionsrahmens sind zu beachten. 
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3.7 Evaluation 
Um eine mittel- bis langfristige Verfolgung von Projektergebnissen und ihren regionalen Wir-
kungen zu gewährleisten, ist der/die Zuwendungsempfänger/in verpflichtet, auf autorisierte 
Anfrage umfassende Auskünfte zu erteilen und insoweit an einer Projektevaluation bzw. 
Programmfortschreibung mitzuwirken. 

3.8 Förderausschluss 
Institutionelle Förderung, d.h. Förderung ohne definiertes Ergebnis in einem festgelegten 
Zeitraum, kann nicht gewährt werden. 
Außerdem können Projekte nicht gefördert werden, die: 

- im Auftrag und auf Rechnung Dritter durchgeführt werden oder  
- öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

4 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung und Laufzeit 
4.1 Art der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses gewährt. 

4.2 Zuwendungsfähige Aufwendungen 
Folgende im Rahmen des Projektes veranschlagte Aufwendungen sind grundsätzlich nur 
ohne Gemeinkostenaufschläge und bei Sachausgaben unter Absetzung von Rabatten 
und/oder Skonti, auch wenn diese nicht in Anspruch genommen worden sind, anerken-
nungsfähig: 
4.2.1 Personalkosten der Forschungseinrichtungen 
Für die Forschungseinrichtungen werden die tatsächlich entstehenden Personalkosten bis 
höchstens zur Gesamtfördersumme anerkannt. 
Indirekte Kosten8, die durch Anwendung eines Pauschalsatzes von 25 % der gesamten di-
rekten förderfähigen Personalkosten ermittelt werden, können ebenfalls anerkannt werden. 
Bei Festlegung der Beschäftigungsentgelte für studentische Hilfskräfte der Universität Bre-
men und der Hochschulen ist von den jeweils gültigen Stundensätzen auszugehen. 
Im Ausnahmefall kann eine teilweise Freistellung von der Lehrverpflichtung finanziert wer-
den. 
4.2.2 Personalkosten von Unternehmen als Verbundpartner 
Personalkosten werden in Form einer Stundenpauschale anerkannt und zwar: 

- für Personal mit Hochschul- oder Fachhochschulabschluss, Leitendes Betriebs-
personal (Kategorie 1) max. 50 EUR/Std. (max. 8.000 EUR/Monat) 

                                            
8  Indirekte Kosten sind anteilige Aufwendungen, die einem Projekt nicht direkt zugeordnet werden kön-

nen, die aber in unmittelbarem Zusammenhang mit den direkten erstattungsfähigen Projektkosten ent-
stehen. Beispiele für indirekte Kosten sind: Raummiete, Strom, Heizung, Telefongebühren, Versand, 
Kopierkosten, Reinigungsdienste, strukturelle Kosten und Betreuungskosten (z. B. Verwaltungspersonal, 
technisches Personal etc.). Es besteht keine Option, die tatsächlichen indirekten Kosten abzurechnen. 
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- für Personal mit anderen staatlichen Abschlüssen (z.B. Meister/Meisterin, Techni-
ker/Technikerin) (Kategorie 2) max. 40 EUR/Std. (max. 6.400 EUR/Monat) 

- für Facharbeiter/Facharbeiterinnen oder Personal, das vergleichbare Tätigkeiten 
ausführt (Kategorie 3) max. 25 EUR/Std. (max. 4.000 EUR/Monat) 

Förderfähig sind Kosten für eigenes, sozialversicherungspflichtig beschäftigtes Personal 
(sowie leitendes Betriebspersonal, soweit dieses für das Vorhaben eingesetzt wird). Kosten 
für sonstiges Personal können nicht berücksichtigt werden. 
Mit den Stundenpauschalen werden (mit Ausnahme der unter 4.2.3 aufgeführten Sachkos-
ten) alle durch das Projekt entstehenden sonstigen Sachkosten, insbesondere Lohn- und 
Lohnnebenkosten, allgemeine Ausgaben, Reisekosten, Kosten für Material bzw. Geräte un-
ter 500 EUR im Einzelfall, Abschreibungen auf sonstige genutzte Anlagen, abgegolten. 
4.2.3 Sachkosten 
Als Sachkosten können für die Forschungseinrichtungen z. B. projektbezogene Ausgaben für 
Klein- und Verbrauchsmaterial, Werkzeuge und Dienstreisen anerkannt werden. Aufwändige 
Ergänzungen der apparativen Ausstattung und Sonderausgaben sind nur im Einzelfall anzu-
erkennen und entsprechend zu begründen. 
Für Unternehmen können projektbezogene Sachkosten ab 500 Euro anerkannt werden, die 
unmittelbar durch das Vorhaben entstehen. 
Ist die Forschungseinrichtung allgemein oder für das beantragte Vorhaben nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt, so ist darüber eine rechtsverbindliche schriftliche Erklärung abzuge-
ben. Ist die Einrichtung zum Vorsteuerabzug berechtigt, sind im Finanzierungsplan die sich 
ergebenden Vorteile auszuweisen. 
4.2.4 Aufträge an Dritte 
In begründeten Fällen können Aufträge an Dritte genehmigt werden. 

4.3 Höhe der Zuwendung 
Der Zuschuss für Forschungseinrichtungen für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten im Sinne des 
Abschnitts 2.1 des FuEuI-Unionsrahmens kann bis zu 100 % der zuwendungsfähigen Aus-
gaben betragen. 
Beteiligte Unternehmen können mit bis zu 50 % der zuwendungsfähigen Ausgaben gefördert 
werden.  
Die Gesamtfördersumme soll grundsätzlich 150.000 EUR, bei Verbundvorhaben 200.000 
EUR nicht übersteigen. 

4.4 Laufzeit 
Die Laufzeit eines Vorhabens soll 2 Jahre nicht überschreiten. 

5 Verfahren 
5.1 Antrag 
Das Antragsverfahren ist i.d.R. zweistufig, d.h. nach Vorlage einer Projektskizze und deren 
positiver Bewertung wird die Forschungseinrichtung, bzw. im Fall von Verbundvorhaben wer-
den auch die beteiligten Unternehmen aufgefordert, einen ausführlichen Antrag einzu-
reichen. Die Skizze und der Antrag sind in Form der zur Verfügung gestellten Formulare zu 
erstellen. Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind nach Absprache in mehrfacher 
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Ausfertigung (auch digital) und mit mindestens einem auch von der Institutslei-
tung/Geschäftsführung unterschriebenen Exemplar an die Zuwendungsgeber zu richten. 

In der Stadt Bremen: 
WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH 
Kontorhaus am Markt 
Langenstraße 2 – 4 
28195 Bremen 

In der Stadt Bremerhaven: 
BIS Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförderung und Stadtentwicklung mbH 
Am Alten Hafen 118 
27568 Bremerhaven 

Bei Verbundvorhaben sind die Art des arbeitsteiligen Vorgehens und die Höhe der Aufwen-
dungen der einzelnen Partner in getrennten Anträgen deutlich heraus zu stellen. 

5.2 Projektbeginn 
Mit dem Vorhaben darf nicht vor Antragsbewilligung begonnen werden. Ein vorzeitiger Be-
ginn auf eigenes Risiko vor Bescheiderteilung kann formlos unter Angabe von Gründen be-
antragt werden. Nach schriftlicher Genehmigung des Zuwendungsgebers kann ohne 
präjudizierende Wirkung für die angestrebte Förderung vor Bescheiderteilung mit dem Vor-
haben begonnen werden. 

5.3 Förderentscheidung / Zuwendungsbescheid 
Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet der von den Fachdeputationen eingesetzte 
„Vergabeausschuss für Angewandte Umweltforschung“. 

Um die Förderfähigkeit eines Projektes zu prüfen, können geeignete Sachverständige bera-
tend hinzugezogen werden. Die Antragsteller/innen erklären sich damit durch die Projektan-
zeige einverstanden. 

Bei Verbundvorhaben erhalten alle zuwendungsberechtigten Projektpartner separate Zu-
wendungsbescheide. 

5.4 Mittelabforderungen 
Die bewilligten Zuwendungen können erst nach Rechtsbeständigkeit des Zuwendungsbe-
scheides über die jeweils zuständigen Stellen abgefordert und ausgezahlt werden. Ein Rest-
betrag in Höhe von 10 % der zu gewährenden Zuwendung wird erst nach Vorlage und 
Abnahme des Verwendungsnachweises ausgezahlt. 

5.5 Verwendungsnachweis 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und aus einem zahlenmäßigen 
Nachweis. Er ist spätestens 3 Monate nach dem Ende des Bewilligungszeitraumes beim 
Zuwendungsgeber vorzulegen. Ausnahmen regelt der Zuwendungsbescheid. Dem Zuwen-
dungsgeber sind der Sachbericht in digitaler Form, ein Kopierexemplar und nach Absprache 
zusätzliche Exemplare auszuhändigen. 

5.6 Prüfberechtigung 
Die Zuwendungsgeber sowie die zuständigen Behördenvertreter/innen einschließlich des 
Rechnungshofes der Freien Hansestadt Bremen sind zu uneingeschränkter Prüfung aller mit 
der gewährten Zuwendung in Zusammenhang stehenden Unterlagen berechtigt. 
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6 In-Kraft-Treten 
Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher gül-
tige Richtlinie vom 16. Februar 2006 außer Kraft. 

 
Bremen, den 16. März 2017 

 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 



Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
  

Richtlinie 
„Programm zur Förderung anwendungsnaher Umwelttechniken“ 

(PFAU) 
 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 
Ziel der Richtlinie ist, Anreize für die Entwicklung, Anwendung und Verbreitung von 
Umweltinnovationen zu geben, die direkt oder indirekt zu positiven Auswirkungen für 
die Umwelt führen. Dabei soll insbesondere der sparsame Einsatz von Materialien 
und Energie, die Vermeidung bzw. Verminderung von Emissionen, Abfall und Ab-
wasser bzw. die Wiederverwertung eingesetzter Materialien unterstützt sowie die 
Voraussetzungen für den Einsatz produktionsintegrierter Umweltschutztechniken ge-
schaffen werden. 
Durch diese Förderrichtlinie sollen insbesondere kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) direkt oder indirekt ermutigt werden, innovative Entwicklungen mit positiven 
Auswirkungen auf die Umwelt durchzuführen, indem das im Rahmen von Entwick-
lungsvorhaben oft überdurchschnittlich hohe technische und wirtschaftliche Risiko 
gemindert wird. Langfristig soll die Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der an-
tragstellenden Unternehmen gestärkt werden sowie die Zusammenarbeit zwischen 
Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung und bremischen Unternehmen 
gefördert werden, so dass in beiden Bereichen qualifizierte und nachhaltige Arbeits-
plätze geschaffen oder erhalten werden und die infrastrukturelle Entwicklung auf dem 
Gebiet der Umweltinnovationen verbessert wird. 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr der Freien Hansestadt Bremen gewährt 
nach Maßgabe dieser Richtlinie Förderungen an Unternehmen und Einrichtungen für 
Forschung und Wissensverbreitung mit Sitz bzw. Betriebsstätte im Land Bremen für:  

1. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (siehe 3.1)  
2. Prozess- und Organisationsinnovationen (siehe 3.2) 
3. Durchführbarkeitsstudien (siehe 3.3) 
4. Innovationscluster (siehe 3.4) 
5. Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienstleistungen 

(siehe 3.5) 
6. Abordnung hochqualifizierten Personals (siehe 3.6) 

Zuwendungen werden nach Maßgabe  
- dieser Richtlinie,  
- der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und  
- §§ 48, 49 und 49 a des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) 

in der jeweils gültigen Fassung gewährt. 
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Es gelten die Bestimmungen der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AG-
VO)1 und die weiteren Bestimmungen des EU-Beihilfenrechts, insbesondere der 
Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung 
und Innovation (FuEuI-Unionsrahmen).2 
Bei Finanzierung aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) gelten die Vorschriften der Europäischen Union zum Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, insbesondere die Verordnung (EU) Nr. 1303/20133 sowie die 
Delegierte Verordnung (EU) Nr. 480/2014.4 
Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwendung besteht 
nicht. 

2 Allgemeine Fördervoraussetzungen 
Antragsberechtigt sind insbesondere kleine und mittlere Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft mit Sitz oder Betriebsstätte im Land Bremen. Für die Definition der 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) im Sinne dieser Richtlinie gilt die KMU-
Definition der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung.  Bei der Ermittlung der 
Unternehmensgröße ist insbesondere zu berücksichtigen, ob es sich bei dem antrag-
stellenden Unternehmen nach Maßgabe der KMU-Definition um ein verbundenes 
Unternehmen oder ein Partnerunternehmen handelt. 
Für die Förderung nichtwirtschaftlicher Tätigkeiten, die den Tatbestand einer Beihilfe 
im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) nicht erfüllen, sind im Rahmen von Verbundprojekten (Nr. 3.1) 
auch Forschungseinrichtungen des Landes Bremen antragsberechtigt. Für die Quali-
fikation als „Forschungseinrichtung“ gelten die Vorschriften des FuEuI-Unions-
rahmens.5 
Für die Zuordnung eines geförderten Teils eines Vorhabens zu den Forschungskate-
gorien „Industrielle Forschung“ oder „Experimentelle Entwicklung“ gelten die folgen-
den Begriffsbestimmungen: 

- „Industrielle Forschung“ bezeichnet das planmäßige Forschen oder kriti-
sches Erforschen zur Gewinnung neuer Kenntnisse und Fertigkeiten mit 
dem Ziel, neue Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln 

                                            
1  Verordnung (EU) Nr. 651/ 2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 

bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. EU Nr. L 187/1 vom 26.06.2014. 

2  Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation, ABl. 
EU Nr. C 198 / v. 27.06.2014. 

3  Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 17.12.2013, ABl. EU 
Nr. L 347/320 v. 20.12.2013. 

4  Delegierte Verordnung (EU) Nr. 480/2014 v. 03.03.2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 
1303/2013, ABl. EU Nr. L 138/5 v. 13.05.2014. 

5  „Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung“ (im Folgenden „Forschungseinrichtungen" ge-
nannt) sind Einrichtungen wie Hochschulen oder Forschungsinstitute, Technologietransfer-Einrichtun-
gen, Innovationsmittler, forschungsorientierte physische oder virtuelle Kooperationseinrichtungen, unab-
hängig von ihrer Rechtsform (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) oder Finanzierungsweise, deren 
Hauptaufgabe darin besteht, unabhängige Grundlagenforschung, industrielle Forschung oder experi-
mentelle Entwicklung zu betreiben oder die Ergebnisse solcher Tätigkeiten durch Lehre, Veröffentlichung 
oder Wissenstransfer zu verbreiten. Übt eine solche Einrichtung auch wirtschaftliche Tätigkeiten aus, 
muss sie über deren Finanzierung, Kosten und Erlöse getrennt Buch führen. Unternehmen, die bei-
spielsweise als Anteilseigner oder Mitglied bestimmenden Einfluss auf eine solche Einrichtung ausüben 
können, darf kein bevorzugter Zugang zu den von ihr erzielten Forschungsergebnissen gewährt werden. 
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oder damit erhebliche Verbesserungen bei bestehenden Produkten, Ver-
fahren oder Dienstleistungen herbeizuführen.6  

- „Experimentelle Entwicklung“ bezeichnet den Erwerb, Kombination, Gestal-
tung und Nutzung vorhandener wissenschaftlicher, technischer, wirtschaft-
licher und sonstiger einschlägiger Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem 
Ziel, neue oder verbesserte Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu 
entwickeln. Dazu zählen zum Beispiel auch Tätigkeiten zur Konzeption, 
Planung und Dokumentation neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistun-
gen.7  

Voraussetzung für die Förderung nach dieser Richtlinie ist, dass ein Anreizeffekt ge-
geben ist. Der Anreizeffekt gilt als gegeben, wenn der Zuwendungsempfänger den 
schriftlichen Förderantrag vor Beginn des Vorhabens gestellt hat und der Antrag die 
Angaben gemäß Nr. 6 (s.u.) enthält. Vorhandene Verträge, auch Vorverträge, stehen 
einer Förderung dann nicht entgegen, wenn im Vertragstext die Förderung als auf-
schiebende Bedingung für die Wirksamkeit formuliert ist. 
Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn 

- dem Vorhaben öffentliche Interessen entgegenstehen, 
- der gleiche Fördergegenstand im Rahmen anderer Förderungen des Lan-

des, des Bundes oder der Europäischen Kommission bereits bezuschusst 
wird, 

- das Projekt oder die Arbeit im Auftrag Dritter, auch auf Grund eines nach-
träglich erteilten Auftrages, durchgeführt oder ganz oder teilweise von Drit-
ten finanziert wird. 

Eine Förderung von Unternehmen in Schwierigkeiten ist ausgeschlossen. Im Sinne 
dieser Richtlinie gilt als Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn es die Voraussetzun-
gen gemäß Artikel 2 Nr. 18 AGVO erfüllt.8  

                                            
6  Hierzu zählen auch die Entwicklung von Teilen komplexer Systeme und unter Umständen auch der Bau 

von Prototypen in einer Laborumgebung oder in einer Umgebung mit simulierten Schnittstellen zu beste-
henden Systemen wie auch von Pilotlinien, wenn dies für die industrielle Forschung und insbesondere 
die Validierung von technologischen Grundlagen notwendig ist. 

7  Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von Prototypen, Demonstrationsmaßnahmen, 
Pilotprojekten sowie die Erprobung und Validierung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen in einem für die realen Einsatzbedingungen repräsentativen Umfeld umfassen, wenn 
das Hauptziel dieser Maßnahmen darin besteht, im Wesentlichen noch nicht feststehende Produkte, 
Verfahren oder Dienstleistungen weiter zu verbessern. Die experimentelle Entwicklung kann die Entwick-
lung von kommerziell nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten einschließen, wenn es sich dabei 
zwangsläufig um das kommerzielle Endprodukt handelt und dessen Herstellung allein für Demonstrati-
ons- und Validierungszwecke zu teuer wäre. Die experimentelle Entwicklung umfasst keine routinemäßi-
gen oder regelmäßigen Änderungen an bestehenden Produkten, Produktionslinien, Produktionsverfah-
ren, Dienstleistungen oder anderen laufenden betrieblichen Prozessen, selbst wenn diese Änderungen 
Verbesserungen darstellen sollten. 

8  Als „Unternehmen in Schwierigkeiten" gilt ein Unternehmen, auf das mindestens einer der folgenden 
Umstände zutrifft: a) Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (ausgenommen KMU, die 
noch keine drei Jahre bestehen): Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals ist infolge aufge-
laufener Verluste verlorengegangen. b) Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesell-
schafter unbeschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften (ausgenommen KMU, die noch keine 
drei Jahre bestehen): Mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigenmittel ist in-
folge aufgelaufener Verluste verlorengegangen. c) Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenz-
verfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger. d) Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe 
erhalten und der Kredit wurde noch nicht zurückgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen bezie-
hungsweise das Unternehmen hat eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch ei-
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Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn das Unternehmen einer Rückforderungs-
anordnung aufgrund einer früheren Kommissionsentscheidung zur Feststellung der 
Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt 
nicht Folge geleistet hat.  
Eine Förderung ist ferner in den weiteren in Artikel 1 Absätze 2 bis 5 AGVO genann-
ten Fallgruppen ausgeschlossen. 

3 Besondere Fördervoraussetzungen 

3.1 Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
Priorität bei der Förderung haben Forschungs- und Entwicklungsvorhaben auf dem 
Gebiet der industriellen Forschung oder der experimentellen Entwicklung, die Um-
weltentlastungen, zukunftsträchtige Technologien und eine Verbesserung der Inno-
vationsfähigkeit und Wertschöpfung des antragstellenden Unternehmens miteinander 
verbinden. Der geförderte Teil des Vorhabens muss sich vollständig einer oder bei-
den Forschungskategorien zuordnen lassen. Folgende Projektformen sind Gegen-
stand der Förderung:  
Pilotprojekte sind Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft durchführen. 
Verbundprojekte sind Forschungs- und Entwicklungsvorhaben auf der Grundlage 
eines Kooperationsvertrages  

- zwischen Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, darunter mindestens 
ein KMU, von denen jedes Unternehmen eigene Forschungs- und Entwick-
lungsleistungen erbringt und keines mehr als 70% der förderfähigen Kosten 
bestreitet; 

- von Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft mit bremischen For-
schungseinrichtungen, wenn auf die Forschungseinrichtung wenigstens 
25% und höchstens 50% der förderfähigen Kosten entfallen und sie das 
Recht haben, die Ergebnisse ihrer Arbeiten zu veröffentlichen.  

3.1.1 Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt für die Förderung von Pilot- und Verbundprojekte sind insbesonde-
re kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft mit Sitz oder Be-
triebsstätte im Land Bremen. Bei Verbundprojekten sind bremische Forschungsein-
richtungen als Kooperationspartner eines Unternehmens für das von ihnen bearbei-
tete Teilvorhaben ebenfalls antragsberechtigt, sofern ein besonderer Forschungsbe-
darf im Rahmen eines anwendungsbezogenen Verbundvorhabens besteht. 
3.1.2 Fördervoraussetzungen 
Pilotprojekte und Verbundprojekte können gefördert werden, wenn sie 

- auf Forschung und Entwicklung neuer Produkte, Verfahren oder Dienstleis-
tungen abzielen, 

- mit einem technischen und finanziellen Risiko behaftet sind, 
- regionalwirtschaftlich relevant sind und 
- mittelfristig einen wirtschaftlichen Erfolg versprechen. 

                                                                                                                                        
nem Umstrukturierungsplan. e) Im Falle eines Unternehmens, das kein KMU ist: In den letzten beiden 
Jahren betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens mehr als 7,5 und das an-
hand des EBITDA berechnete Zinsdeckungsverhältnis des Unternehmens lag unter 1,0. 
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3.1.3 Art, Höhe der Förderung und Projektlaufzeit 
Pilotprojekte werden vorrangig in der Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen ge-
fördert. Die maximale Zuschusshöhe für ein einzelbetriebliches Pilotprojekt soll den 
Betrag von 100.000 EUR nicht überschreiten. Die Laufzeit von Pilotprojekten soll 
zwei Jahre nicht überschreiten. 
Verbundprojekte werden vorrangig in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen ge-
fördert, wobei Forschungseinrichtungen gemäß Nr. 2.2 (s.o.), die als wissenschaftli-
che Partner im Rahmen von Verbundprojekten beteiligt sind, ihren Förderanteil aus-
schließlich in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen erhalten. Für Verbundpro-
jekte soll die Zuschusshöhe den Betrag von 200.000 EUR nicht überschreiten. Die 
Laufzeit von Verbundprojekten soll zwei Jahre nicht überschreiten. 
Pilot- und Verbundprojekte können auch in der Form zinsgünstiger Darlehen geför-
dert werden. Darlehen können bis zu 100% der förderfähigen Kosten abdecken, so-
fern die maximale Beihilfeintensität nach Nr. 3.1.4 nicht überschritten wird.9 Die Höhe 
des Darlehens bestimmt sich nach der Projektform und soll den Betrag von 500.000 
EUR nicht überschreiten. Die Laufzeit des Darlehens soll sechs Jahre nicht über-
schreiten. Eine anteilige Kombination von Zuschuss- und Darlehensförderung ist 
möglich.  
3.1.4 Beihilfeintensität 
Die Beihilfeintensität für Unternehmen beträgt bei Projekten der experimentellen 
Entwicklung bis 25% und bei Projekten der industriellen Forschung bis zu 50% der 
förderfähigen Aufwendungen. Die Beihilfeintensität kann um 10 Prozentpunkte für ein 
mittleres Unternehmen bzw. um 20 Prozentpunkte für ein kleines Unternehmen er-
höht werden. 
Handelt es sich um ein Verbundprojekt kann die Beihilfeintensität für Unternehmen 
bis zu einer Obergrenze von 80% zudem um 15 Prozentpunkte erhöht werden. Ei-
nem Großunternehmen kann dieser Aufschlag nur gewährt werden, wenn an dem 
Verbundprojekt mindestens ein KMU maßgeblich beteiligt ist. Die Beihilfeintensität für 
Forschungseinrichtungen kann bis zu 100% betragen. 
3.1.5  Förderfähige Kosten 
Folgende für das Vorhaben vorkalkulatorisch zu ermittelnden Kosten sind unter Be-
achtung von Artikel 25 Absatz 3 AGVO förderfähig: 

a) Personalkosten der Unternehmen  

Personalkosten der Unternehmen als Pauschale, und zwar 
- für Personal mit Hochschul- oder Fachhochschulabschluss (Kategorie 1) bis 

zu 50 EUR/Std. (bzw. bis zu 8.000 EUR/Monat), 
- für Personal mit anderen staatlichen Abschlüssen (z.B. Meister/Meisterin, 

Techniker/Technikerin) (Kategorie 2) bis zu 40 EUR/Std. (bzw. bis zu 6.400 
EUR/Monat), 

- für Facharbeiter/Facharbeiterinnen oder Personal, das vergleichbare Tätig-
keiten ausführt (Kategorie 3) bis zu 25 EUR/Std. (bzw. bis zu 4.000 
EUR/Monat). 

                                            
9  Die Beihilfeintensität ist die in Prozent der förderfähigen Kosten ausgedrückte Höhe der Förderung vor 

Abzug von Steuern und sonstigen Abgaben. 
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Förderfähig sind Kosten für eigenes, sozialversicherungspflichtig beschäftigtes 
Personal sowie für leitendes Betriebspersonal, soweit diese für das Vorhaben 
eingesetzt werden. Kosten für sonstiges Personal können nicht berücksichtigt 
werden. Mit den Stundenpauschalen werden, mit Ausnahme der unten aufge-
führten Sachkosten, alle durch das Projekt entstehenden sonstigen Sachkos-
ten abgegolten, insbesondere Lohn- und Lohnnebenkosten, allgemeine Aus-
gaben, Reisekosten, Kosten für Material bzw. Geräte unter 500 EUR im Ein-
zelfall, Abschreibungen auf sonstige genutzte Anlagen des Forschungs- und 
Entwicklungsbereichs. 

b) Personalkosten der Forschungseinrichtungen 

Bei den an Verbundprojekten beteiligten Forschungseinrichtungen werden die 
tatsächlich entstehenden Personalkosten bis höchstens zur Gesamtförder-
summe anerkannt. Indirekte Ausgaben, die durch Anwendung eines Pau-
schalsatzes von 25% der gesamten direkten förderfähigen Personalkosten 
ermittelt werden, können ebenfalls anerkannt werden.10 

c) Sachkosten der Unternehmen 
Materialkosten der Unternehmen, die unmittelbar durch das Vorhaben entste-
hen, sind förderfähig, sofern diese den Betrag von 500 EUR im Einzelfall 
übersteigen und damit nicht über die Personalkostenpauschale abgedeckt 
werden; 
Kosten für Forschungs- und Entwicklungsfremdleistungen: Für die Projekt-
durchführung notwendige Forschungs- und Entwicklungsfremdleistungen, die 
aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen von Dritten erbracht werden, 
sind förderfähig. 
Kosten für Fertigungs- oder Dienstleistungsaufträge an Dritte: Für die Projekt-
durchführung notwendige Arbeiten, die aus technischen oder wirtschaftlichen 
Gründen von Dritten erbracht werden, sind förderfähig. Hierbei handelt es sich 
um Arbeiten, die keinen bzw. nur einen sehr geringen Anteil an Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten beinhalten. Es darf sich bei dem Auftragnehmer 
nicht um ein mit dem Antragsteller verbundenes oder sonst wirtschaftlich, 
rechtlich oder personell verflochtenes Unternehmen handeln. 
Abschreibungen für Investitionen: Vorhabenspezifische Anlagen können zeit- 
und vorhabensanteilig berücksichtigt werden, soweit diese den Betrag von 500 
EUR im Einzelfall übersteigen. Vorhabenspezifische Anlagen sind solche An-
lagen und Gegenstände, die gesondert für das Vorhaben angeschafft oder 
hergestellt werden und nicht zur betriebsüblichen Grundausstattung gehören. 
Der Anteil der anerkennungsfähigen Kosten für Forschungs- und Entwick-
lungsfremdleistungen und für Fertigungs- und Dienstleistungsaufträge an Drit-
te soll die Hälfte der Gesamtprojektkosten nicht übersteigen.  

d) Sachkosten der Forschungseinrichtungen 

Als Sachkosten können für die Forschungseinrichtungen projektbezogene 
Ausgaben z. B. für Klein- und Verbrauchsmaterial, Werkzeuge und Dienstrei-

                                            
10  Indirekte Kosten sind anteilige Aufwendungen, die einem Projekt nicht direkt zugeordnet werden können, 

die aber in unmittelbarem Zusammenhang mit den direkten erstattungsfähigen Projektkosten entstehen. 
Beispiele für indirekte Kosten sind: Raummiete, Strom, Heizung, Telefongebühren, Versand, Kopierkos-
ten, Reinigungsdienste, strukturelle Kosten und Betreuungskosten (z. B. Verwaltungspersonal, techni-
sches Personal etc.). Es besteht keine Option, die tatsächlichen indirekten Kosten abzurechnen.  
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sen anerkannt werden. Aufwändige Ergänzungen der apparativen Ausstattung 
und Sonderausgaben sind nur im Einzelfall anzuerkennen und entsprechend 
zu begründen. 

3.2 Förderung von Prozess- und Organisationsinnovationen 
„Prozessinnovationen“ umfassen die Anwendung einer neuen oder wesentlich ver-
besserten Methode für die Produktion oder die Erbringung von Leistungen (ein-
schließlich wesentlicher Änderungen bei den Techniken, den Ausrüstungen oder der 
Software).11 „Organisationsinnovationen“ umfassen die Anwendung neuer Organisa-
tionsmethoden in den Geschäftspraktiken, den Arbeitsabläufen oder Geschäftsbe-
ziehungen eines Unternehmens.12 
Förderungen für Prozess- und Organisationsinnovationen können gewährt werden, 
wenn sie der wesentlichen Verbesserung der Produktions- oder Dienstleistungsme-
thoden oder der wesentlichen Verbesserung der Geschäftspraktiken, Arbeitsabläufe 
und Geschäftsbeziehungen beim antragstellenden Unternehmen dienen. Geförderte 
Prozess- und Organisationsinnovationen müssen geeignet sein, direkte oder indirek-
te Umweltentlastungen zu erreichen oder erkennbar zu begünstigen.  
3.2.1  Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt für Förderungen von Prozess- und Organisationsinnovationen sind 
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen. Große Unternehmen kommen für 
derartige Förderungen nur in Betracht, wenn sie bei der geförderten Tätigkeit tat-
sächlich mit KMU zusammenarbeiten und die beteiligten KMU mindestens 30% der 
gesamten förderfähigen Kosten tragen. 
3.2.2   Art, Höhe der Förderung und Projektlaufzeit 
Prozess- und Organisationsinnovationen werden in Form zinsgünstiger Darlehen ge-
fördert. Die Höhe des Darlehens bestimmt sich nach der Projektform und sollte 
500.000 EUR nicht überschreiten. Die Laufzeit des Darlehens soll sechs Jahre nicht 
überschreiten. Darlehen können bis zu 100% der förderfähigen Kosten abdecken, 
sofern die maximale Beihilfeintensität von 50% für KMU und 15% bei großen Unter-
nehmen nicht überschritten wird. 
3.2.3  Förderfähige Kosten 
Die Anerkennung der förderfähigen Kosten gemäß Artikel 29 Absatz 3 AGVO erfolgt 
gemäß Nr. 3.1.5. 

3.3 Förderung von Durchführbarkeitsstudien 

                                            
11  Nicht als Prozessinnovation angesehen werden geringfügige Änderungen oder Verbesserungen, der 

Ausbau der Produktions- oder Dienstleistungskapazitäten durch zusätzliche Herstellungs- oder Logistik-
systeme, die den bereits verwendeten sehr ähnlich sind, die Einstellung eines Arbeitsablaufs, einfache 
Ersatz- oder Erweiterungsinvestitionen, Änderungen, die sich allein aus Veränderungen bei den Faktor-
preisen ergeben, neue Kundenausrichtung, Lokalisierung, regelmäßige, saisonale und sonstige zykli-
sche Veränderungen sowie der Handel mit neuen oder erheblich verbesserten Produkten. 

12  Nicht als Organisationsinnovation angesehen werden Änderungen, die auf bereits in dem Unternehmen 
angewandten Organisationsmethoden beruhen, Änderungen in der Managementstrategie, Fusionen und 
Übernahmen, die Einstellung der Anwendung eines Arbeitsablaufs, einfache Ersatz- oder Erweiterungs-
investitionen, Änderungen, die sich allein aus Veränderungen bei den Faktorpreisen ergeben, neue 
Kundenausrichtung, Lokalisierung, regelmäßige, saisonale oder sonstige zyklische Veränderungen so-
wie der Handel mit neuen oder erheblich verbesserten Produkten. 
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„Durchführbarkeitsstudien“ beinhalten die Bewertung und die Analyse des Potenzials 
eines innovativen Vorhabens mit dem Ziel, die Entscheidungsfindung durch objektive 
und rationale Darlegung seiner Stärken und Schwächen sowie der mit ihm verbun-
denen Möglichkeiten und Gefahren zu erleichtern und festzustellen, welche Ressour-
cen für seine Durchführung erforderlich wären und welche Erfolgsaussichten das 
Vorhaben hätte. Geförderte Durchführbarkeitsstudien müssen geeignet sein, direkte 
oder indirekte Umweltentlastungen zu erreichen oder erkennbar zu begünstigen. 
3.3.1 Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt für Förderungen von Durchführbarkeitsstudien sind kleine und mitt-
lere Unternehmen.  
3.3.2  Art, Höhe der Förderung und Projektlaufzeit 
Die Förderung erfolgt in der Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen. Die Beihil-
feintensität beträgt bis zu 50% der förderfähigen Kosten. Der Zuschuss soll den Be-
trag von 50.000 EUR nicht überschreiten. Die Laufzeit soll ein Jahr nicht überschrei-
ten. 
3.3.3 Förderfähige Kosten 
Die förderfähigen Kosten von Durchführbarkeitsstudien sind die Kosten der Studie. 

3.4 Förderung von Innovationsclustern 
„Innovationscluster“ sind Einrichtungen oder organisierte Gruppen von unabhängigen 
Personen,13 die durch entsprechende Förderung, die gemeinsame Nutzung von An-
lagen, den Austausch von Wissen und Know-how und durch einen wirksamen Bei-
trag zum Wissenstransfer, zur Vernetzung, Informationsverbreitung und Zusammen-
arbeit unter den Unternehmen und anderen Einrichtungen des Innovationsclusters 
Innovationstätigkeit anregen sollen. 
Durch die Förderung von Innovationsclustern sollen zum einen umweltorientierte Ak-
tivitäten von Innovationsclustern im Land Bremen unterstützt werden und zum ande-
ren der Aufbau und die Entwicklung umweltorientierter Clusterorganisationen, z. B. 
durch Verbesserung von Zusammenarbeit, Vernetzung und Wissensbildung inner-
halb und zwischen Innovationsclustern, gestärkt werden. Geförderte Clusteraktivitä-
ten müssen deshalb geeignet sein, direkte oder indirekte Umweltentlastungen zu er-
reichen oder erkennbar zu begünstigen.  
3.4.1 Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt für Investitions- und Betriebsbeihilfen für Innovationscluster sind 
ausschließlich juristische Einheiten, die das Innovationscluster betreiben (Clusteror-
ganisation). Der Zugang zum Innovationscluster – Räumlichkeiten, Anlagen und Tä-
tigkeiten – muss mehreren Nutzern offen stehen und muss zu transparenten und dis-
kriminierungsfreien Bedingungen gewährt werden. Entgelte für die Nutzung der An-
lagen und die Beteiligung an Tätigkeiten des Innovationsclusters müssen dem 
Marktpreis entsprechen bzw. die Kosten widerspiegeln. 
3.4.2 Art, Höhe der Förderung und Projektlaufzeit 
Die Förderung wird in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. Die maxi-
male Zuschusshöhe soll den Betrag von 20.000 EUR jährlich nicht unterschreiten 

                                            
13  Z. B. innovative Unternehmensneugründungen, kleine, mittlere und große Unternehmen, Forschungsein-

richtungen, gemeinnützige Einrichtungen sowie andere miteinander verbundene Wirtschaftsbeteiligte. 
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und den Betrag von 200.000 EUR jährlich nicht überschreiten. Die Laufzeit soll drei 
Jahre nicht überschreiten. 
3.4.3 Förderfähige Kosten 
Für den Auf- oder Ausbau des Innovationsclusters können Investitionsbeihilfen ge-
währt werden. Förderfähige Kosten sind die Kosten der Investitionen in materielle 
und immaterielle Vermögenswerte. Die Beihilfeintensität beträgt bei Investitionsbeihil-
fen bis zu 50% der förderfähigen Kosten. 
Für den Betrieb von Innovationsclustern können Betriebsbeihilfen gewährt werden. 
Dies ist für einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren möglich. Förderfähige Kosten sind 
die Kosten für Personal und Verwaltung für: 

a) die Betreuung des Innovationsclusters zwecks Erleichterung der Zusammen-
arbeit, des Informationsaustauschs und der Erbringung und Weiterleitung von 
spezialisierten und maßgeschneiderten Unterstützungsdienstleistungen für 
Unternehmen; 

b) Werbemaßnahmen, die darauf abzielen, neue Unternehmen oder Einrichtun-
gen zur Beteiligung am Innovationscluster zu bewegen und die Sichtbarkeit 
des Innovationsclusters zu erhöhen; 

c) die Verwaltung der Einrichtungen des Innovationsclusters, die Organisation 
von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, Workshops und Konferenzen zur 
Förderung des Wissensaustauschs, die Vernetzung und die transnationale 
Zusammenarbeit. 

Indirekte Ausgaben, die durch Anwendung eines Pauschalsatzes von 25% der ge-
samten direkten förderfähigen Personalkosten ermittelt werden, können ebenfalls 
anerkannt werden. 
Die Beihilfeintensität beträgt bei Betriebsbeihilfen im Gewährungszeitraum bis zu 
50% der förderfähigen Gesamtkosten. 

3.5 Förderung von Innovationsberatungsdiensten und innovationsunterstüt-
zenden Dienstleistungen  

„Innovationsberatungsdienste“ umfassen die Beratung, Unterstützung und Schulung 
in den Bereichen Wissenstransfer, Erwerb, Schutz und Verwertung immaterieller 
Vermögenswerte sowie die Anwendung von Normen und Vorschriften, in denen die-
se verankert sind. „Innovationsunterstützende Dienstleistungen“ umfassen die Be-
reitstellung von Büroflächen, Datenbanken, Bibliotheken, Marktforschung, Laborato-
rien, Gütezeichen, Tests und Zertifizierung zum Zweck der Entwicklung effizienterer 
Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen. 
Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienstleistungen kön-
nen gefördert werden, wenn die Förderung zum Erwerb entsprechender Leistungen 
zu Marktpreisen verwendet wird und es sich bei dem Dienstleistungserbringer um ein 
nicht mit dem Antragsteller verbundenes oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder per-
sonell verflochtenes Unternehmen handelt. Geförderte Innovationsberatungsdienste 
und innovationsunterstützende Dienstleistungen müssen geeignet sein, direkte oder 
indirekte Umweltentlastungen zu erreichen oder erkennbar zu begünstigen. 
3.5.1 Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt für die Förderung von Innovationsberatungsdiensten und innovati-
onsunterstützenden Dienstleistungen sind ausschließlich kleine und mittlere Unter-
nehmen. 
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3.5.2 Art, Höhe der Förderung und Projektlaufzeit 
Die Förderung wird in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. Die Beihil-
feintensität beträgt bis zu 50% der förderfähigen Kosten. Der Höchstbetrag für einen 
Zuschuss soll den Betrag von 20.000 EUR nicht überschreiten. Die Laufzeit soll ein 
Jahr nicht überschreiten. 
3.5.3 Förderfähige Kosten 
Folgende für das Vorhaben vorkalkulatorisch zu ermittelnde Kosten sind förderfähig: 

a) bei Innovationsberatungsdiensten: die Kosten für Beratung, Unterstützung und 
Schulung in den Bereichen Wissenstransfer, Erwerb, Schutz und Verwertung 
immaterieller Vermögenswerte sowie die Anwendung von Normen und Vor-
schriften, in denen diese verankert sind. 

b) bei innovationsunterstützenden Dienstleistungen: die Kosten für Datenbanken, 
Bibliotheken, Marktforschung, Laboratorien, Gütezeichen, Tests und Zertifizie-
rung zum Zweck der Entwicklung effizienterer Produkte, Verfahren oder 
Dienstleistungen. 

3.6 Förderung der Abordnung hochqualifizierten Personals 
„Abordnung“ umfasst die vorübergehende Beschäftigung von Personal bei einem 
Zuwendungsempfänger, wobei das Personal das Recht hat, anschließend zu seinem 
vorherigen Arbeitgeber zurückzukehren. „Hochqualifiziertes Personal“ ist Personal 
mit Hochschulabschluss und mindestens fünf Jahren einschlägiger Berufserfahrung, 
zu der auch eine Promotion zählen kann.  
Durch die Förderung der Abordnung hochqualifizierten Personals soll der Wissens- 
und Technologietransfer in regionale KMU verbessert und so ihre Innovationsfähig-
keit gestärkt werden.  
Die Abordnung hochqualifizierten Personals einer Forschungseinrichtung oder eines 
großen Unternehmens kann gefördert werden, wenn das abgeordnete Personal für 
Tätigkeiten im Bereich Forschung, Entwicklung oder Innovation in einer neu geschaf-
fenen Funktion innerhalb des begünstigten KMU eingesetzt wird. Geförderte Abord-
nungen hochqualifizierten Personals müssen geeignet sein, direkte oder indirekte 
Umweltentlastungen zu erreichen oder erkennbar zu begünstigen. Durch die Abord-
nung darf kein anderes Personal ersetzt werden.  
3.6.1 Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt für die Förderung der Abordnung hochqualifizierten Personals sind 
ausschließlich kleine und mittlere Unternehmen. 
3.6.2 Art, Höhe der Förderung und Projektlaufzeit 
Die Förderung wird in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. Die Beihil-
feintensität beträgt bis zu 50% der förderfähigen Kosten. Der Höchstbetrag für einen 
Zuschuss beträgt 65.000 EUR für einem Zeitraum von maximal zwei Jahren und je 
ausgeliehener Person. 
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3.6.3  Förderfähige Kosten 
Förderfähig ist das Arbeitgeber-Bruttogehalt des abgeordneten Personals. 

4 Beihilfenwertberechnung 
Bei den Darlehen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (Nr. 3.1) und für Pro-
zess- und Organisationsinnovationen (Nr. 3.2) errechnet sich das Bruttosubventions-
äquivalent nach Maßgabe der Mitteilung der Kommission über die Änderung der Me-
thode zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze14 auf der Grundlage des 
zum Bewilligungszeitraum geltenden Referenzzinssatzes.  

5 Kumulierung 
Eine Förderung nach dieser Richtlinie kann mit einer anderen Förderung nach dieser 
Richtlinie, einer anderen nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung frei-
gestellten Förderung oder einer De-minimis-Beihilfe kumuliert werden, wenn diese 
Förderungen unterschiedliche jeweils bestimmbare förderfähige Kosten betreffen.  
Für dieselben förderfähigen Kosten darf eine Förderung nach dieser Richtlinie nicht 
mit einer anderen Förderung nach dieser Richtlinie, einer anderen nach der Allge-
meinen Gruppenfreistellungsverordnung freigestellten Förderung oder einer De-
minimis-Förderung kumuliert werden, wenn aufgrund dieser Kumulierung der Förder-
höchstbetrag nach Maßgabe der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung über-
schritten würde. 

6 Antragstellung 
Unternehmen mit Sitz bzw. Betriebsstätte in der Stadt Bremen wenden sich an den 
Zuwendungsgeber  

Wirtschaftsförderung Bremen GmbH (WFB) 
Kontorhaus am Markt 
Langenstraße 2 - 4 
28195 Bremen 
mail@wfb-bremen.de 
Tel.: (0421) 9600-30  
Fax: (0421) 9600-830 

Unternehmen mit Sitz bzw. Betriebsstätte in der Stadt Bremerhaven wenden sich an 
den Zuwendungsgeber 

Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförderung und Stadtentwick-
lung mbH (BIS) 
Am Alten Hafen 118 
27568 Bremerhaven 
mail@bis-bremerhaven.de  
Tel.: (0471) 94646-610 
Fax: (0471) 94646-690 

Das Antragsverfahren für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, Prozess- und Or-
ganisationsinnovationen sowie Durchführbarkeitsstudien gliedert sich in zwei Pha-
sen: 

                                            
14  ABl.EU Nr. C 14 v. 19.01.2008, S. 6. 

mailto:detlef.pukrop@wfb-bremen.de
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In der Ideenphase sind zunächst Projektskizzen von max. 10 Seiten einzureichen, 
die alle zur Beurteilung und Bewertung des Projekts wesentlichen Aussagen enthal-
ten, insbesondere über 
- das Projektkonzept (Kurzbeschreibung, Zielsetzung, Projektrisiko, Qualifikati-

onsnachweis); 
- die Art der in dem Projekt entwickelten Produkte, Verfahren bzw. Dienstleis-

tungen sowie deren wirtschaftlichen Auswirkungen auf das antragstellende 
Unternehmen und Neuheitsgrad des Entwicklungsgegenstandes; 

- die Umwelteffekte bzw. die Umweltentlastungseffekte, die mit dem zu entwi-
ckelnden Projekt einhergehen;  

- die Überlegungen für ein Umsetzungskonzept sowie den voraussichtlichen 
Zeitbedarf für die Realisierung; Angaben zur marktlichen Verwertung; 

- den voraussichtlichen Umfang der Projektkosten und den Zuwendungsbedarf. 
Für die Antragsphase ist die Projektskizze zu konkretisieren (Projektbeschreibung). 
Zusätzlich ist mit der Antragstellung ein Konzept zur Erfolgskontrolle vorzulegen, das 
- das Ziel des Projekts operational beschreibt, 
- die Projekt-Meilensteine ausweist, 
- eindeutige und nach Abschluss des Projekts mit angemessenem Aufwand 

feststellbare Erfolgskriterien definiert und 
- ein Verfahren festlegt, das die Durchführung der Erfolgskontrolle in an-

gemessenem zeitlichen Abstand zum Abschluss des Projekts sicherstellt und 
dessen Ergebnis Eingang in den Verwendungsnachweis findet. 

Für alle anderen nach dieser Richtlinie möglichen Fördermaßnahmen erfolgt die An-
tragstellung durch ein einstufiges Antragsverfahren. 
Ein Antrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten: 

a) Name und Größe des Unternehmens, 
b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des Abschlusses, 
c) Standort des Vorhabens, 
d) die Kosten des Vorhabens, 
e) Art der Förderung (z.B. Zuschuss, Kredit) und Höhe der für das Vorhaben be-

nötigten öffentlichen Finanzierung. 
Vordrucke (für Projektskizzen und Anträge) sowie nähere Erläuterungen können bei 
den Zuwendungsgebern, die mit der Abwicklung der Fördermaßnahme beauftragt 
wurden, angefordert werden. Anträge können nur auf offiziellem Vordruck – mit einer 
rechtsverbindlichen Unterschrift versehen – gestellt werden. Veränderungen der Vor-
drucke sind unzulässig. Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, weitere Unterlagen an-
zufordern und/oder Prüfungen bei den Zuwendungsempfängern vor Ort durchzufüh-
ren bzw. in Auftrag zu geben. 

7  Bewilligungsverfahren und Durchführung 
Dem Zuwendungsgeber obliegt insbesondere die Beratung der Antragsteller, die 
Prüfung der Antragsskizzen und Anträge, die Förderentscheidung, die Überprüfung 
von Projektmeilensteinen, die kassentechnische Abwicklung der Zuwendungen und 
die rechnerische und sachliche Prüfung der Zwischen- und Verwendungsnachweise. 
Er kann Sachverständige zur Begutachtung der Vorhaben einschalten. Sachverstän-
dige werden nur nach vorheriger Zustimmung des Antragstellers hinzugezogen. Die 
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entstehenden Kosten trägt das antragstellende Unternehmen. Die Sachverständigen 
sind ebenso wie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Zuwendungsgeber zur Ver-
traulichkeit verpflichtet. 
Legen mehrere Unternehmen einen gemeinsamen Antrag vor, ist die Zusammenar-
beit zwischen den Projektpartnern in einem Kooperationsvertrag zu regeln. Entspre-
chendes gilt für die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und wissenschaftlichen 
Partnern. 
Der Zuwendungsgeber entscheidet auf Grund seines pflichtgemäßen Ermessens und 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung und ggf. erforderliche Aufhebung der 
Zuwendungsbescheide und die Rückforderung der gewährten Zuwendungen gelten 
die Landeshaushaltsordnung (LHO) und §§ 48, 49 und 49 a des Bremischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der jeweils gültigen Fassung. Die „Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P)“ bzw. bei 
Finanzierung des Vorhabens aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung im Rahmen von EFRE-geförderten Projekten (ANBest-EFRE)“ werden 
Bestandteil des Zuwendungsbescheides. 
Einzelbeihilfen über 500.000 EUR werden gemäß Artikel 9 AGVO veröffentlicht. 
Art und Umfang der bewilligten Förderung werden im Fall einer Darlehensförderung 
in einem privatrechtlichen Darlehensvertrag der BAB Bremer Aufbau-Bank GmbH mit 
dem Antragsteller festgelegt. 
Dem Zuwendungsgeber ist spätestens drei Monate nach Projektabschluss ein Ver-
wendungsnachweis vorzulegen. 
Der Zuwendungsnehmer ist verpflichtet, an der Durchführung von ex-post-
Evaluierungen des Zuwendungsgebers bis zehn Jahre nach Projektende mitzuwir-
ken. 

8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Zugleich treten die 
„Richtlinie zur Förderung von Pilotprojekten“ vom 23. Februar 2015 sowie die „Richt-
linie zur Förderung von Verbundprojekten zwischen Wirtschaft und Wissenschaft“ 
vom 23. Februar 2015 außer Kraft. 
Diese Richtlinie tritt am 30. Juni 2021 außer Kraft. 
 
 

Bremen, den 16. März 2017 
 

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
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